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Parlamentarische Initiative in der Form der allgemeinen Anre-
gung ein:

Es wird eine eidgenössische Ombudsstelle für Menschenrechte
eingerichtet.

Mitunterzeichnende: Aeppli Wartmann, Alder, Baumann
Stephanie, Bäumlin, Béguelin, Borel, Carobbio, Fehr
Jacqueline, Goll, Günter, Gysin Remo, Haering Binder, Hafner
Ursula, Hubmann, Jutzet, Keller Christine, Leuenberger, Müller-
Hemmi, Rechsteiner-Basel, Ruffy, Semadeni, Strahm,
Tschäppät, Vermot-Mangold, Vollmer (25)

NR Staatspolitische Kommission 

04.10.1999 Nationalrat. Der Initiative wird Folge gegeben.
14.12.2001 Nationalrat. Fristverlängerung bis zur Winterses-
sion 2003.

167/02.445 n Fasel. Gold für fairere Kinderzulagen
(25.09.2002)

Gestützt auf Artikel 160 Absatz 1 der Bundesverfassung und
Artikel 21bis des Geschäftsverkehrsgesetzes reiche ich fol-
gende Parlamentarische Initiative in der Form der allgemeinen
Anregung ein:

Der Erlös aus dem Verkauf der für die Geld- und Währungspolitik
nicht mehr benötigten 1300 Tonnen Gold der Schweizerischen
Nationalbank soll auf einen Fonds übertragen werden. Das
Fondsvermögen soll in seinem realen Wert erhalten bleiben.

Die Erträge sollen als Leistung des Bundes zur Finanzierung
gesamtschweizerischer Erhöhungen der Kinderzulagen verwen-
det werden.

168/02.419 n Fehr Hans. Volksabstimmungen. Behördliche 
Information statt Propaganda (22.03.2002)

Gestützt auf Artikel 160 Absatz 1 der Bundesverfassung und
Artikel 21bis des Geschäftsverkehrsgesetzes reiche ich fol-
gende Parlamentarische Initiative in der Form des ausgearbeite-
ten Entwurfes ein:

Das Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz (RVOG;
SR 172.010) sei durch die folgende Bestimmung zu ergänzen:

Art. 11a Behördliche Information im Abstimmungskampf

Behördliche Information im Abstimmungskampf hat sich auf die
sachlichen Aspekte zu beschränken. Dem Bundesrat und der
Bundesverwaltung ist es insbesondere verwehrt, eine eigentli-
che Abstimmungskampagne zu führen oder eine solche zu
unterstützen.

Mitunterzeichnende: Antille, Baader Caspar, Baumann J.
Alexander, Beck, Bigger, Binder, Blocher, Borer, Bortoluzzi,
Brunner Toni, Bugnon, Dunant, Fehr Lisbeth, Föhn, Freund,
Giezendanner, Glur, Haller, Hegetschweiler, Hess Bernhard,
Joder, Kaufmann, Keller, Kunz, Laubacher, Mathys, Maurer,
Mörgeli, Oehrli, Schenk, Scherer Marcel, Schibli, Schlüer,
Schmied Walter, Seiler Hanspeter, Siegrist, Speck, Spuhler,
Stahl, Stamm, Theiler, Waber, Walter Hansjörg, Wandfluh,
Weyeneth, Zuppiger (46)

NR Staatspolitische Kommission 

169/02.443 n Fehr Hans-Jürg. Mehr Ständerat, weniger Stän-
demehr (21.06.2002)

Gestützt auf Artikel 160 Absatz 1 der Bundesverfassung und
Artikel 21bis des Geschäftsverkehrsgesetzes reiche ich in der
Form der allgemeinen Anregung folgende Parlamentarische
Initiative auf Änderung der Bestimmungen über das Ständemehr
in der Bundesverfassung ein: Das Ständemehr ist erreicht, wenn
sich eine qualifizierte Mehrheit des Ständerates für eine Vorlage

ausgesprochen hat. Ist das nicht der Fall, wird das Ständemehr
in der Volksabstimmung festgestellt.

Mitunterzeichnende: Fässler, Fehr Mario, Hofmann Urs, Jossen,
Rechsteiner Paul, Zanetti (6)

NR Staatspolitische Kommission 

170/00.403 n Fehr Jacqueline. Anstossfinanzierung für 
familienergänzende Betreuungsplätze (22.03.2000)

Gestützt auf Artikel 160 Absatz 1 der Bundesverfassung und
Artikel 21bis des Geschäftsverkehrsgesetzes reiche ich fol-
gende Parlamentarische Initiative in der Form der allgemeinen
Anregung ein:

Es sind die nötigen gesetzlichen Grundlagen auszuarbeiten, die
es dem Bund ermöglichen, die Gemeinden bei der Einrichtung
von familienergänzenden Betreuungsplätzen (Krippen, Horte,
Tagesfamilien, Tagesschulen usw.) finanziell zu unterstützen.

Der Bund soll während zehn Jahren nach Inkrafttreten der ent-
sprechenden gesetzlichen Grundlagen als Anstossfinanzierung
jährlich maximal 100 Millionen Franken an familienergänzende
Betreuungsplätze beisteuern. Die Einrichtungen müssen staat-
lich anerkannt sein. Die Plätze werden durch den Bund während
höchstens zwei Jahren nach der Gründung entsprechender Ein-
richtungen oder Betreuungsverhältnisse unterstützt. Die Unter-
stützung soll einen Drittel der Betriebskosten nicht übersteigen.

Mitunterzeichnende: Aeppli Wartmann, Chappuis, Chiffelle, de
Dardel, Dormond Marlyse, Fässler, Fetz, Garbani, Goll, Gross
Jost, Gysin Remo, Haering, Hämmerle, Hofmann Urs, Jossen,
Koch, Leutenegger Oberholzer, Maillard, Marti Werner, Pedrina,
Rechsteiner-Basel, Rossini, Schwaab, Sommaruga, Strahm,
Stump, Thanei, Vollmer, Wyss (29)

NR/SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit 

21.03.2001 Nationalrat. Der Initiative wird Folge gegeben.
22.02.2002 Bericht der Kommission NR (BBl 2002 4219)
27.03.2002 Stellungnahme des Bundesrates (BBl 2002 4262)

Siehe Geschäft 02.3008 Po. SGK-NR (00.403)

1. Bundesgesetz über Finanzhilfen für familienergänzende Kin-
derbetreuung

17.04.2002 Nationalrat. Beschluss gemäss Antrag der Kommis-
sion.
18.06.2002 Ständerat. Abweichend.
30.09.2002 Nationalrat. Zustimmung.
04.10.2002 Nationalrat. Das Bundesgesetz wird in der Schluss-
abstimmung angenommen.
04.10.2002 Ständerat. Das Bundesgesetz wird in der Schluss-
abstimmung angenommen.

2. Bundesbeschluss über Finanzhilfen für familienergänzende
Kinderbetreuung

17.04.2002 Nationalrat. Beschluss gemäss Antrag der Kommis-
sion.
18.06.2002 Ständerat. Abweichend.
30.09.2002 Nationalrat. Zustimmung.

171/00.436 n Fehr Jacqueline. Ergänzungsleistungen für 
Familien. Tessiner Modell (18.09.2000)

Gestützt auf Artikel 160 Absatz 1 der Bundesverfassung und
Artikel 21bis des Geschäftsverkehrsgesetzes reiche ich fol-
gende Parlamentarische Initiative in der Form der allgemeinen
Anregung ein:

1. Es werden die gesetzlichen Grundlagen für eidgenössische
Ergänzungsleistungen für Familien nach dem Vorbild des Kan-
tons Tessin geschaffen.

2. Es sollen Anreizmodelle entwickelt werden, wie solche Ergän-
zungsleistungen an die Anzahl familienergänzender Betreu-
ungsplätze geknüpft werden können.

NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit 

21.03.2001 Nationalrat. Der Initiative wird Folge gegeben.


